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Der 4.'Senat des Bundes&ozialgerichts hat ohne
m■nülicheVerhanälung_am27. März1093.durchden
Präsidenten Prqfß Dr„ W‘a n ■‘a gv3 t , die '

Richter Dra 'S @
h‘u b e r t 'und B u r g e r

und éie éhr333mtlibhen.äichter‘ Dr. v @n_r & d 3..
|

und ‚D e m b o-w s k i

für Recht erkan.nt

.Die ReVision des Klägers gegen das E
'Lanöessozialgericht— Ber;i:n fom @..Juli 49?3

wire zuruckge■teöe„.

AußergeriChtliche KCsteh des Rev*sLCHCVGrfahrensa

$i■ä nicht zu erstattenl
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er Klägee ist am ?. November W946 in Regeneburg geboree

eund dort aufg■ nfachsen. Weil er unä seine E=mil i Juden

waren, wollten sie nach der netionalsezielistisch;n Heck“—

ergreifung auswendern. Der Kläger verließ eeelelb als—

bald am Anfang des Schuljahres 4955/54 exe 6. Klasse der

Oberreelechule in Regensburg. Von Juli 4955 bis Juli 4955

war er bei der ebenfalls jüdischen Te};til:fir rma_eä;l J„;„„

in Ansbach (Mittelfranken) el.s "Volontär mit Taschengeld"

tätig. Danach mich die gesamte Familie äes Klägers zu—
nächst in die Tschechoslowakei \\SeEi} aus. Hier art einete

der Kläger als Bäckerlehrling.b Se it Apä 1il 4936 lebt er

in Palästina. wo er selbe=téJ aiger Bäck runä Konä'üor war;

Mit Bescheid vom 47. Februar 4969 lehnte es die Beklagte

erneut ab, eine Beitrag3entrichtung zur Anges’elltenve;
”iO?”sicherung (ALV) für die Zeit von Mitte iuguet ‚33 bis

Ende September 4955 anzuerkennen‚ weil in ihrem insoweit

erhaltenen Kontenerchiv keinerlei Vereiche:cung311nbe;lagen

vorhanden eeien, obwohl bei einer Beitrageentrichtung in

der streitigen Zeit mindestens eine gültige Versicherunge-

'kayte hätte eufgereohnet und übersandt weräen müssen„ Ker—

mutlich sei das Volontär—Verhältnie giebt versicherunge—

pflichtig gewesen.

lm Mai 4974 beantragte der Kläger Rente wegen Berufs- “zw.

Erwerbsunfähigkeit. Die Lendesvers10herungsencielt (TNA)

Ober“ und Mittelfrankee, deren Kontenerchiv erhalten ist,
stellte 3%et daß ewuh bei ihr keine Verei 08£UP°"UQ&8

legen für den Kläger v02?henden leerena
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Mit Bescheid vom 4%. ?ebruer 4972 lehnte die Beklagte nach

erneuter Überprüfung der Sach— und Rechtslage eine'Renten—

gewährung ab, weil die gesetzliche Wartezeit nicht erfüllt

sei. Eine Beitragsentrichtung zur deutschen Rentenver-

sicherung (RentV) sei nicht nachgewiesen unä auch nicht

ausreichend glaubhaft gemacht. Für äas Volontär—Verhältnis

könne eine Versicherungepflicht nicht angenommen weréen‚

5 44 Abe‚ 2 des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung

nationalsozialietischee Unrechts in de} 302iälversicherung
{WGSVG)idF-des Gesetzes zur Änderung unä Ergänzung der
Vorechriften über die Hiedergutmachung nationalsozialisti4

schen Unrechts in der Sozialwersichérung ANGSVÄndG—vom

22‚ Dezember4970 (BGBl I 1846) finde keine Anwendung,weil
einmal keine an sich rentenversicherungspfiiehtige Beschäf»

tigung ausgeübt werden sei und zum agieren eriahrungsge—

mäß nicht angenommen werden könne, daß bereits in der Zeit

von Juli 4955 bis 4955 lediglich aus Verfolgu■gsgründen

keine 80zialversicherungsbeiträge abgeführt worden seien.
Die bisher nicht nachgewiesene Beschäftigungezeit von
Juli 4955 bis April ■956 als Bäcker in Saaz (CSSR) könne

nicht als Beitragszeit L&Ch @ 75 des ?remdrentengeeetzee

(EEG) anerkannt werden, weil der Antragsteller nicht Ver—

triebener im Sinne des %_4 des BundesvertrieäenengeSetzee

{BVFG} sei° Beshelb komme auch 5 20 RG3VG nicht im Be—

tracht. Bamit könne die Zeit des Auslandsaufenthaltes vom

28. Juli 4955-bis 5”. Dezembere9@9nicht als Ereatzzeit
nach % 28 Abs. 4 Nr. & äee Angestelltenversieherungege—

eetzes (AVG) angerechnet'werüen, weil weäer vorher eine

Vereicherung beetanäen habe noch innerhalb von ärei Jahren

nach Beendigung äer Ersätzzeit eine rentenvereicherungee

pflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit auf@é■ommen werden

sei {% 28 Abs„ 2 AVG}.
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Daraufhin wandte sich der Kläger fristgerecht an das
Sozialgericht (SG) Berlin. Dieses wies die Klage auf
Aufhebung des angefochtenen Bescheides und Verurtei—

lung der Beklagten, ”eine Rente aus Grünäen der Er—
werbSminderung" zu gewähren, ab. Die Berufung blieb

>’-v-

erfolglos. Das LandessozialgerichtlanG) Berlin schloß

sich, nachdemes die frühere Angestellte der Firma
Leon J„, die jetzige Hausfrau_Anni Biggi, ge‘o.‘ Schi:i1:;'"

sls Zeugin durch das SG Augsburg hatte ternehmen lassen,

in seinem Urteil vom 4. Juli 4973 im wesentlichen éer
Auffassung der Beklagten und des SG an. Eine Beitrags—

leistung zur deutschen RentV sei weäer nachgewiesen

noch glaubhaft gemacht. Die Bäckerlehrlingszeit in der

CSSR, für die eine Beitragsentrichtung ohnehin nicht

anzunehmen sei, könne weder nach @ 15 noch nach 3 36 FRG

angerechnet werden, weil der Kläger nicht zu den Ver-

triebenen im Sinne des hier allein in Betracht kommen-
den 5 4 Buchst. & FRGi.V.m. $}4 BVFGgehöre. Seine be—
reits 1956 erfolgte Ausreise aus äer CSSR nach Palästina

stehe nicht im Zusammenhang mit den Ereignissen äes

2. Weltkrieges. Deshalb scheiäe auch eine Anwendung

des EEG über 5 20 WGSVGaus. Somit kommenur noch & l4

Abs. 2 WGSVGin Betracht, um die erforäerliche Vorver—

sicherung für die Anrechnung.der Zeit des Auslénäseufent—

haltes als Ersetzzeit zu ermöglichen. Es fehle aber auch

an den Voraussetzungen dieser Vorschrift, die denjenigen
Verfolgten helfen wolle, die nach Verlust ihrer bis?

herigen Stellung erneut oäer erstmalig eine versicherunge—

pflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit gefunden hätten,

für die aber "aus Verfolgungsgründen" keine Beiträge ab—

geführt worden seien.
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Es sei schon zweifelhaft, obéder Kläger eine Versicherungs—
pflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit ausgeübt habe.
Seine Angabe‚ er sei bei der Firma Jtti„els Volontär mit
einem nur geringen Enschengelé beschäftigt woräen, um

ihm bis zur Auswanderung äie Möglichkeit einer Beschäftié

gung unä Lehre zu geben, deuteten äereuf hin, äaß man

seinerzeit bestrebt gewesen sei, das Arbeitsverhältnis
als nicht versicherungepflichtig zu gestalten. Das sei

durchaus möglich gewesen, da beispielsweise Praktikanten

häufig nicht für versicherungspfiichtig gehalten worden

seien. ‘

Es sei aber auch nicht dargetan, daß für eine etwaige
versicherungspflichtige Beschäftigung aus Verfolgungs-

grünäen keine Beiträge entiichtet worden seien. Verfol*

gungsgründe seien nach @ 4 Abs. 2 Buchst. b WGS"G die—

jenigen des 5 1 des Bundesenteohädigungsgesetzes (EEG).
Die bloße Zugehörigkeit des Klägers zum Kreis der Kolleké

tivverfolgten allein rei0he hierfür nicht aus. % 44 Abs. 2
WGSVGwolle nur demjenigen Verfolgten helfen‚ für den

während einer vere icherungepfliehtigen Beschäftigung oder

Tätigkeit keine Beiträge abgeführt worden seien, um ihn

oder seinen Arbeitgeber nicht zu geefähräen. Derartige
Feststellungen ließen sich nicht Mei en. Der Aufenthglt

des Klägers sei den zuständigen Behörden bekannt gewesen,

so daß kein Anlaß bestenäen habe, seine Existenz zu ver—
schweieen und für ihn keine 50zielversickerungsbeiträge

abzuführen. Es sei auch nicht wahrscheinlich daß der

Arbeitgeber eine Verfclgur @ hätte befürchten müssen wenn

er öen Kläger beschäftigte. Ein allgemeines Verbot der
Beschäftigung 3üäischer .Arneitnehmer habe es damals noch

nicht gegeben. Die vernommene Zeugin Anni inji äie ale

Nidhtjüäin sogar bis Juni 4958 bei der jüdischen Firma
J„E

_____
immerhin fast 40 Jahre als Jerkäui erin unä Steno—

- 5 ‚
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typietin beschäftigt gewesen sei, habe nichts darüber be—

kunden können, was auf eine besondere Gefährdung des Arbeit—

gebers Ldi■}Jiä■;oäer des Klägers schließen laSse.

Somit habe für den Arbeitgeber des Klägers in den-Jahren

4955 bis 4935 keine Verfolgungsäruck bestanden, der ihn‘

damals um seine Existenz hätte fürchten lassen müssen und>

der ihn hätte veranlassen können, keine Beiträge für den

Kläger zu entrichten, sofern es sich überhaupt um eine

versicherungepflichtige Beschäftigung gehänäelt habe.

Gegen das vorgenannte Urteil hat der Kläger die von LSG
zugelassene Revision eingelegt. Er beantragt sinngemäß,

das angefochtene Urteil, das Urteil äes

SGBerlin vom 7. August 4972 sowie den
Bescheiä der Beklagten vom_24. Februar 1972

aufzubeben und diese zu verurteilen‚

ihm vom 4. Juni 497? an eine Rente

wegen Erwerbs—‚ hilfsweise wegen Be—

rufsunfähigkeit zu gewähren.

Gerügt wird unrichtige Anwendung des % 14 Abs; 2 WGSVG
und mangelnde Sechaufklärung.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen,

da das angefochtene Urteil richtig sei.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhanälung einverstanden erklärt.
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II.

bis Revision des Klägers ist nicht begrünäet. Das ange-
fochtene Urteil läßt keinen Recht3£ehler erkennen.

{Vor allem ist dem LSG darin zuzustimmen, daß nur % 44
Abs. 2 WGSVG, der auch für frühere Versicherunäsfälle gilt

(Art. # 3 4 Satz 2 WGSVÄndG), zu einem Erfolg äer Klage
führen kann. Zwar findet sich diese Vorschrift unter der

gesetzlichen Überschrift "BereChnung der Renten”. Es kann
jedoch nicht zweifelheft sein, daß die dort vorgesehene

Fiktion einer Beitragsleistung nicht nur für die Renten—

berechnung, sondern auch für die Begrünäung des Rentenen—

spruches selbst, also für die Erfüllung äer Wartezeit gilt.
Die Beitragszeiten, die der Rentenberechnung zugrunäe

liegen, sinä nämlich, von der durch % 52 Abs. 7 AVG ge—

schaffenen Ausnahme abgesehen, identisch mit den Beitragse

zeiten, die auf die Wartezeit anrechenbar sind. Außeräem

kann es nicht Absicht des Gesetzgebers gewesen sein, 3 44

Abs. 2 WGSVGnur dann anzuwenden, wenn der Verfolgte be—

reits mit anderen Beiträgen die.Eigenschaft als "Ver—

sicherter“ erworben hat. Dieses allenfalls im Hinblick auf
3 1 WGSVG, der vom "Versicherten“ spricht, formal-juristisch

zutreffende Ergebnis wäre für den betroffenen Verfolgten

vielfach unbillig. Es erscheint äaher angebracht, @44
Abs. 2 WGSVGauch äenn anzuwenden, wenn äer Verfolgte
außer der hier fingierten Beitragszeit keine weiteren Bei—

tragszeiten nachweisen kann (so auch Feäerl/Knörrer, Mitt.

LVA Oberfranken und Mittelfranken 4974, 204, 244 und
Knöbber/Schöning, 3AngVers 4974, 475, 380}.

Das LSG hat jedoch zu Recht ausgeführt, daß e 44 Abs. 2
WGSVGdie Ausübung einer rentenversicherungspflichtigen

Beschäftigung oäer Tätigkeit voraussetzt, für die aus

- 8 _
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individuellen, konkreten Verfolgungsgrünäen keine Beiträge

entrichtet worden sind. Der Wortlaut der maßgebenden Vor—

schrift und ihre Entstehungsgeschichte lassen eine andere

Auslegung nicht zu. Der jetzige @14 WGSVG{= 5.45 des
Entwurfs der Bundesregierung, BR—Drucks. 75/70, Begründung

S. 44) sollte in seinem Abs. 4 den bisherigen & 4 Abs° 5

des Gesetzes über die Behandlung der Verfolgten des National-
sozialismus in der Sozielversicherung vom 22. August 4949

ersetzen, während Abs. 2 eine Erweiterung der bisherigen

Regelung bringen und denjenigen Verfolgten helfen wollte,

die "nach Verlust ihrer Stellung — erneut oder erstmalig —
eine versicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit

gefunden haben, für die aber keine Beiträge abgeführt wur-
den, um den Verfolgten oder seinen Arbeitgeber nicht zu .

gefährden" (éhenso BT—Drucks. VI/745 S. 11). Es muß somit

die Unterlassung der Beitragsentriohtung auf eine, gegen

ganz bestimmte Personen, nämlich den Arbeitgeber oder den

Arbeitnehmer gerichtete Verfolgungsmeßnehme zurückzuführen
sein. Der allgemeine Verfolgungsdruck der damaligen Zeit

gegen jüdische Mitbürger genügt dagegen nicht. Der ent—

gegenstehenden Auffas$ung der Revision, des LSG habe @en

Umfang und die Bedeutung des % 14 Abs..2 MGSVGverkannt,

kann somit‘nicht gefolgt weräen.

Das LSG hat bereits verneint, daß der Kläger eine an_sich

rentenversicherungspflichtige Beschäftigung ausgeübt hat.

Zwar waren auch nach äamaligem Recht Lehrlinge und ihnen

gleichgestellte Personen grundsätzlich rentenversicherungs—

pflichtig. Vorauesetzung hierfür war aber, daß eine Be—

schäftigung gegen Entgelt (@ 460 RVG) etattfand (@ 1

Abs. 5 AVGaF, —:i;1226Abs. 2 mo aF).- Bazubestimmtenoch
s'=9 AVGaF (= <;1227 um aF3,—deßeine Beschäftigung, für
die als Entgelt nur freier Unterhalt gewährt wurde, vera
sicherungsfrei war. In diesem Zusammenhang wurde aber stets
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angenommen daß ein geringiugiber Geldlohn die Eigenschaft

eines Entgelte eueechloß. Schon in der Anleitung über den

Kreis der nach der EVO gegen Invalidität oäer gegen Krank—

heit versicherten. Persone n vom 26. April 4912 {AK i942,
724 ff) hieß es in Ziffm 20 b, daß ein Taschengeld, dee

den Empfänger in den Stand setzen sollte, gewisse gering—

fügige Lebensbedürfniese zu befriedigen, keine selbständige
rechtliche Beäeutung hatte. Einege■mgfügige Vergütung war

.der Uhentgeltiichkeit gleichzuechten‚ "wenn sie jugend—

lichen Personen als Taschengeld, d.h. mehr als Ansrorn zur

Arbeit und in Erwartung künftig wertvollerer Bien3tleietun»

gen als zur Ableietung der geleisteten M*eeit gewährt“

wuräe, Allendorf1,’■aueisen‚ Kommentar zum AVG, Beriin

1938, @? AÜGAnm. 2? h. uezu kommt noch, daß urter 'O*
lQ■tä?°■nßßpßdöm Personen vercstanäen wurden, äie‚ ohne als
Lehrlinge angenommen werden zu sein, zum Zwecke ihrer Aue—

biläung unentgeltlich mit kaufmännischen Üiensten beschäf—

tigt wurden. Wenn das LQG hierzu noch weiter ausführt, die

eigenen Angaben des Klägers deuteten daraufhin, daß man
seinerzeit beetrebt geweeen sei, äae Arbeitéverhältnis ale

ein nicht vereicherungspflichtiges zu geetälten, um öie

Zeit bis zu seiner bereits geplanten Auswanderung zu üher—

brücken, und daß die Umstände dafü.r sp1äcnen daß der

Kläger selbst kein Interes ee an einer Entricntung een Bei—

trägen gehabt habe, zumal er äamals erst 46 Jahre ält
ge—

wesen sei, so handelt es sich dabei um tatsächliche Fest—

stellungen, an die der Senat nach 3 165 SrG gebunden ist.

Damit würde es schon an der ersten vera ueeeczu.ng a.es 3 14

Abs. 2 WGSVGfehlen. arubeinineue hat jedoen des LS'
}

weiter ‘eetgestellt daß sich nicht nachweisen lesse;‚däß

Beiträ.ge éeshaLb nicret entrie.ütet nur den, um den Kläger

—-"tÜ {"
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“oder seinen Arbeitgeber nicht zu gefährden. Auch hier—

bei handelt es sich um eine tatsächliche Feetstellung,

an die der Senat nach @ 165 SGG gebunäen ist. Zwar
meint die Revision, daß &es LSG insoweit den Sechver-}
halt nicht genügend aufgeklärt häbe,so daß ein Fall

des letzten Halbsatzes des 3 465 SGG gegeben sei. Die

Rüge einer Verletzung äes % 405 SGGgreift jeäoch

nicht durch. Eine Befragung “historieeher Institute"

hätte allenfalls_ die allgemeine Lage der Juden in
Deutschland sowie die verschärften Verhältnisse in

Franken unter seinem Gauleiter Julius Streicher noch

näher aufklären können. Dagegen ist nicht dergeten,

inwieweit noch nähere Feststellungen zur besonderen

Lage der Firma Läißéäläigin Ansbach möglich gewesen

wären, die noch bis 4958 bestanden hat. Dabei muß
,sich die Revision, wie von der Beklagten zutreffend”.

vorgebrecht werden ist, vor allem entaegenhalten

lassen, daß der jüäische Arbeitgeber'äes Klägers

gerade unter den damaligen Umständen der verschärften,

Judenhetze in.Frankén es sicher nicht wagen konnte, _

seinen sozielversicherungs$echtlichen Pflichten nicht

nechzukommen. Das hat auch die Zeugin bei ihrer Ver—

nehmung weitgehend bestätigt (Üernehmungsprotokoll

S. 5).

Obwohl daher 5 14 Abs. 2 WGSVG an sich in Betracht.

gekommen wäre, vermag er dem Kläger gleichwohl nicht

zu helfen, äa seine Voreussetäunge■ nicht erfüllt

sind. Da auch die Lehrzeit in der ÜBERnach den zu—
treffenden und im übrigen von der Revision nicht enge—
griffenen Ausführungen des LSG nicht als dem Kläger
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„ qq -

anrechenbare Beitrags—oder'Beechäftigungszeit in Betracht

kommt, fehlt es somit an der erforäerlichen Vorversiche—\

rung5 um die nachfolgende Ersatzzeit eines Auslandsaufent—

haltes‘anrechnen zu können.

Nach alledem ist die Wartezeit für eine Rente aus der
deutschen Rentenversicherung als nicht erfüllt anzusehen

und der erhobene Rentenanspruch unbegründet.

Damit ist die Revision zurückzuweisen.

Die Koetenentscheidung beruht auf 3 495 SGG.
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